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Nicht unbeachtetbleibensolltejedoch,daßdie Verfügbarkeit von Gemeinschaftsmittelnfür kommu¬
naleProjekteaucheinenRückzugder nationalenoderregionalenGeldgeberimplizieren kann.So bekla¬
geninsbesondererheinland-pfälzischeGemeinden,daßsich dasLand in demMaße aus sonstüblichen
Mischfinanzierungenzurückzieht, wie Komplementärmittelder EU akquiriert werden können. Diese
plumpe Form der „Refinanzierung“ des Landeshaushaltesführt Gemeinschaftsinitiativen wie
INTERREG in manchenFällen ad absurdumund kann auf die antragstellendenGebietskörperschaften
durchausdemotivierendwirken.

4.3.3 EU-gefördertePilotprojekte

Zu den nachArtikel 10 der EFRE-VerordnunggefördertenPilotprojekte bzw. Studien gehörenim
Untersuchungsraumdie bereits erwähnteInitiative ECOS/OUVERTURE sowie die Studie Saar-Lor-
Lux-plus. In Vorbereitungbefindet sich ferner das KooperationsvorhabenLothringisch-rheinischer
Raum.

Die StudieSaar-Lor-Lux-plus wird - unter BeteiligungderRegionLothringen,desSaarlandessowie
derRegionenTrier undWestpfalz- vom luxemburgischenRaumordnungsministeriumrealisiert. Sie soll
„die Voraussetzungenund Möglichkeiten der Weiterentwicklungder bestehendentransregionalenKo¬
operationenklären [...] sowiedie ChanceneinerbesserenPositionierungdesSLL-Raumesim mitteleu¬
ropäischenMetropolraum darlegen“(SAARLAND1997:4).Dazu gehört auch die Benennungkonkreter
Maßnahmenvorschläge.

Die Pilotaktion „Lothringisch-rheinischerRaum“ gehtauf eine französischeInitiative zurück. Unter
luxemburgischerund deutscherBeteiligungsollen für einenvon denArdennenüber denOberrheingra¬
benbis zum Burgund reichendenGroßrauminsbesondereFragendesAusbausder Verkehrsinfrastruk¬
tur geklärt werden,dessenNotwendigkeit jedoch nicht unumstritten ist. Auf deutscherSeite herrscht
derzeiteinegewisseZurückhaltunggegenüberdemVorhaben(SAARLAND1997:4).

4.4 Rahmenbedingungen in der Bundesrepublik Deutschland

4.4.1 GrundzügederdeutschenTemtorialverwaltung

In der BundesrepublikDeutschlandexistierendrei Ebenendemokratischlegitimierter Gebietskörper¬
schaften:Länder, Kreiseund Gemeinden.Sie verfügenjeweils über ein von der Bevölkerungdirekt ge¬
wähltesParlament.Hinzu kommendie Regierungsbezirke30als mittlere Ebeneder staatlichenVerwal¬
tung zwischenLändernundKreisen.

Die föderale Struktur der BRD gewährt den Ländern den Erlaß eigener,dem Grundgesetz(GG)
RechnungtragenderVerfassungensowie eine eigenelegislativeKompetenz.Letztere gilt nicht für die
ausschließlichenKompetenzbereichedesBundes,z.B. Militärwesen, Paßwesen/Ein-u. Auswanderung,
Währungswesen,Zollwesenu.ä. Im Bereich der konkurrierendenGesetzgebungdürfen Landesgesetze
erlassenwerden, solangeder Bund nicht von seinerGesetzgebungskompetenzGebrauchmacht (vgl.
Artikel 72 GG). Durch die BefugnisderRahmengesetzgebungkannderBunddie Ländergesetzein eini¬
gen Bereichenzudemstark mitbestimmen,z.B. in Hochschulwesen,Raumordnungoder Wasserhaus¬
halt, vgl. Artikel 75GG.

Die Kreise besitzeneineDoppelfunktion. Sie sind einerseitsein Gemeindeverbandund damit eine
vollwertige kommunaleGebietskörperschaftmit Rechtauf Selbstverwaltung(s.u.), andererseitsist das
GebietdesKreisesdie untereEbeneder staatlichenVerwaltung(z.B. Sitz der unterenWasserbehörde).

30 Mit AusnahmederStadtstaatensowiederLänderBrandenburg,Mecklenburg-Vorpommern,Saarland,
Sachsen,Schleswig-HolsteinundThüringen


